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Einführung: Gender Pay Gap und die Rechtslage

Befund Statistisches Bundesamt für 2025: Unbereinigter Gender Pay Gap 16%, bereinigter 6%.
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Wege aus der Gender Pay Gap

➢ Diskriminierungsverbote:

•  Art. 157 AEUV, Art. 3 II GG, AGG

➢ Transparenz als Weg

• EntgTranspG

• EntgTranspRL:RL (EU) 2023/970 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 

10. Mai 2023 zur Stärkung der Anwendung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 

und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 

Arbeit durch Entgelttransparenz und 

Durchsetzungsmechanismen, ABl. EU L 132/21 

vom 17.5.2023.

Umsetzung (eigentlich) bis zum 7. Juni 2026….

Steinige Schritte…
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Grundstrukturen des EntgTranspG

• Ziel laut § 1 EntTranspG Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebots: Bereits in Art. 157 AEUV RL 

2006/54/(RL)/EG.

• Verbot der geschlechtsspezifischen Entgeltungleichheit in § 3 EntgTranspG und ein entsprechendes 

Entgeltgleichheitsgebot in § 7 EntgTranspG.

• § 2 Abs. 2 EntgTranspG: AGG bleibt vom EntgTranspG unberührt.

• Auskunftsanspruch als Kernregel, § 11 EntgTranspG; Voraussetzungen § 12 EntgTranspG.

• Vergleichsentgelt richtet sich nach dem Median, also dem Verdienst der in der Vergleichsgruppe in 

der Mitte stehenden Person.

• Beweisregel § 15 Abs. 5 EntgTranspG.

Immer noch aktuelle Rechtslage
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Das BAG und die Entgeltgleichheit

10.06.20267

Mehr Transparenz und weniger Vertragsfreiheit?
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Oder aus europarechtlicher Sicht:
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Einführung: Gender Pay Gap und die Rechtslage

− BAG 21. 1. 2021 – 8 AZR 488/19, NZA 2021, 1011: Auskunft nach EntgTranspG als Indiz gem. § 22 

AGG.

− BAG 16. 2. 2023 – 8 AZR 450/21, NZA 2023, 958: Entgeltgleichheit und Vertragsfreiheit

− BAG 23. 10. 2025 – 8 AZR 300/24, NZA 2026, 192: Paarvergleich oder „ein Kollege genügt“

Meilensteine
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BAG 21. 1. 2021 – 8 AZR 488/19, NZA 2021, 1011

BAG 21. 1. 2021 – 8 AZR 488/19, NZA 2021, 1011 mit 17 (!) Orientierungssätzen; Leitsatz:

Klagt eine Frau auf gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige Arbeit (Art. 157 AEUV, § 3 Abs. 1 und § 

7 EntgTranspG), begründet der Umstand, dass ihr Entgelt geringer ist als das vom Arbeitgeber nach §§ 

10 ff. EntgTranspG mitgeteilte Vergleichsentgelt (Median-Entgelt) der männlichen Vergleichsperson(en), 

regelmäßig die - vom Arbeitgeber widerlegbare - Vermutung, dass die Benachteiligung beim Entgelt 

wegen des Geschlechts erfolgt ist.

➢ Klage auf gleiches Entgelt kann „sowohl auf den direkt anwendbaren Art. 157 AEUV als auch 

auf § 3 Abs. 1 und/oder § 7 EntgTranspG gestützt werden“.

➢ § 22 AGG gilt und Vermutungswirkung der Auskunft besteht unabhängig von ihrer 

Zuverlässigkeit.

➢ Personeller Anwendungsbereich s. BAG 25. 6. 2020 – 8 AZR 145/19, NZA 2020, 1613.
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BAG 16. 2. 2023 – 8 AZR 450/21, NZA 2023, 958 

• Sachverhalt: Klägerin und Kollege waren für gleiche Arbeit eingestellt worden. Beiden war zunächst 

gleiches Grundgehalt angeboten worden. Bei Vertragsverhandlungen forderte der Kollege ein um 1000 

€ höheres Grundgehalt, die Klägerin 20 Tage unbezahlten Urlaub. Beiden Forderungen gab der 

Arbeitgeber nach. Klage war auf Nachzahlung und Entschädigung gerichtet.

• Anspruch auf Entgeltangleichung aus Art. 157 AEUV folgt „auch aus §§ 3 Abs. 1, 7 EntgTranspG“.

• Für Beweisrecht gilt § 22 AGG; dabei begründet bereits der Vergleich mit einem einzigen Kollegen 

des anderen Geschlechts eine Vermutung nach § 22 AGG.

• Widerlegung der Vermutung wohl möglich unter Berufung auf Lage am Arbeitsmarkt oder 

unterschiedliche Qualifikation.

•  Nicht zur Widerlegung der Vermutung geeignet waren die Nachfolge unterschiedlich bezahlter 

Vorgänger und die Tatsache, dass der Klägerin durch die Sonderurlaubsvereinbarung ebenfalls 

entgegengekommen worden war. Auch die Tatsache, dass beiden zunächst das gleiche Grundgehalt 

angeboten worden war und die Klägerin das akzeptiert hatte, während der Kollege das Angebot nur 

mit dem höheren Gehalt akzeptiert hätte, änderte nichts an der Vermutung.

Übersicht über Sachverhalt und Gründe

10.06.202611 Prof. Dr. Martina Benecke  I  Universität Augsburg



BAG 16. 2. 2023 – 8 AZR 450/21, NZA 2023, 958 

Möglich durch:

• Urteilsbegründung: „Lage am Arbeitsmarkt“,

• unterschiedliche Qualifikationen und wohl auch Dienstalter.

Nicht möglich durch:

• Unterschiedliche Verhandlungsergebnisse.

➢ Aufklärungspflicht?

➢ Nur bei erheblichen Entgeltunterschieden?

Das Entkräften der Vermutung
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BAG 23. 10. 2025 – 8 AZR 300/24, NZA 2026, 192

Leitsätze: 

1. Eine Entgeltgleichheitsklage kann darauf gestützt werden, dass eine einzelne Vergleichsperson des 

anderen Geschlechts, die die gleiche oder eine gleichwertige Arbeit verrichtet, ein höheres Entgelt erhält 

(Paarvergleich). Dies gilt unabhängig davon, wie groß die Gruppe vergleichbarer Personen des anderen 

Geschlechts ist.

2. Die Kausalitätsvermutung iSv § 22 AGG setzt bei Entgeltgleichheitsklagen nicht voraus, dass eine 

überwiegende Wahrscheinlichkeit für eine Benachteiligung wegen des Geschlechts besteht.

Paarvergleich oder „ein Kollege genügt“
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Konsequenzen des Paarvergleichs

10.06.202614 Prof. Dr. Martina Benecke  I  Universität Augsburg



BAG 23. 10. 2025 – 8 AZR 300/24, NZA 2026, 192

Zur Vermutung nach § 22 AGG:

• Die Berufung auf einen Kollegen genügt auch dann, wenn es eine männliche Vergleichsgruppe gibt 

und diese gebildet wurde (insoweit Fortentwicklung gegenüber E von 2023).

• Median spielt jedenfalls dann keine Rolle, wenn Klägerin reale Person zum Vergleich heranzieht. 

• Überwiegende Wahrscheinlichkeit der geschlechtsbezogenen Benachteiligung nicht erforderlich. 

➢ Bewiesen werden muss also nur, dass es eine Person des anderen Geschlechts gibt, die gleiche bzw. 

gleichwertige Arbeit leistet und mehr verdient. 

Auffälliges aus der Begründung
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BAG 23. 10. 2025 – 8 AZR 300/24, NZA 2026, 192

• Die Vermutung einer geschlechtsbedingten Diskriminierung beim Entgelt greift bereits ein, wenn es 

eine besserverdienende Person des anderen Geschlechts gibt, die zumindest gleichwertige Arbeit 

leistet.

• Der Arbeitgeber kann die Vermutung widerlegen, indem er nachweist, dass die zum Vergleich 

herangezogene Person tatsächlich keine gleichwertige Arbeit leistet oder das ungleiche Entgelt 

gerechtfertigt ist. Es ist dazu nicht Voraussetzung, dass das Entgeltsystem, das den Anforderungen 

des § 4 IV EntgTranspG genügt.

• Ggf. Indiz dafür, wenn Gehalt auch im Vergleich mit Median oder Durchschnitt desselben Geschlechts 

geringer (so jedenfalls das LAG Ba-Wü in der Vorinstanz).

➢ Im Ergebnis aber: Anpassung an den Spitzenverdiener möglich! 

➢ Dann im Rahmen einer „Entgeltschaukel“, da sich die Personen mit dem Geschlecht des 

Spitzenverdieners wiederum auf Kläger/in berufen können. 

Umittelbare Konsequenzen:
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BAG 23. 10. 2025 – 8 AZR 300/24, NZA 2026, 192

1.  Datenschutz tritt gegenüber Entgeltgleichheit zurück.

2. Median ist als Vergleichsmaßstab weitgehend zu vernachlässigen (BAG: „dem Unionsrecht fremd“).

➢ Statt dessen Paarvergleich maßgeblich.

➢ Da Median aber Gegenstand des Auskunftsanspruchs, ist praktische Bedeutung dadurch – bis zur 

Umsetzung der Richtlinie – allerdings gering.

Weitere Konsequenzen
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Die Entgelttransparenzrichtlinie

Schritte für die Umsetzung 

… und danach…

Die EU schaltet sich ein
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Entgelttransparenzrichtlinie

Umsetzung bis 7. Juni 2026 mit erheblichem Anpassungsbedarf im EntgTranspG; insb.:

• Geringere oder keine Grenzwerte bei Beschäftigtenzahl,

• Auskunftsanspruch auch für Stellenbewerber,

• Auskunftsanspruch im laufenden Arbeitsverhältnis auf durchschnittliches Einkommen gerichtet,

• Weiter Begriff der gleichen oder gleichwertigen Arbeit,

• Mehr Möglichkeiten zu „proaktivem“ Tätigwerden von Betriebsrat, Verbänden und Interessenträgern 

und Einführung einer Überwachungsstelle,

• Weiter Diskriminierungsbegriff, Art. 3 Abs. 2 EntgTranspRL (auch z. B. Elternzeit),

• Wohl keine „Richtigkeitsgewähr“ für Tarifvertrage mehr, vgl. § 4 EntgTranspG.

Überblick
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Artikel 5 EntgTranspRL

Entgelttransparenz vor der Beschäftigung

(1) Stellenbewerber haben das Recht, vom künftigen Arbeitgeber Informationen über Folgendes zu erhalten:

a) das auf objektiven, geschlechtsneutralen Kriterien beruhende Einstiegsentgelt für die betreffende Stelle oder dessen Spanne; und

b) gegebenenfalls die einschlägigen Bestimmungen des Tarifvertrags, den der Arbeitgeber in Bezug auf die Stelle anwendet.

Diese Informationen sind in einer Weise bereitzustellen, dass fundierte und transparente Verhandlungen über das Entgelt gewährleistet 

werden, wie beispielsweise in einer veröffentlichten Stellenausschreibung, vor dem Vorstellungsgespräch oder auf andere Weise.

(2) Der Arbeitgeber darf Bewerber nicht nach ihrer Entgeltentwicklung in ihren laufenden oder früheren Beschäftigungsverhältnissen 

befragen.

(3) Arbeitgeber stellen sicher, dass Stellenausschreibungen und Berufsbezeichnungen geschlechtsneutral sind und 

Einstellungsverfahren auf nichtdiskriminierende Weise geführt werden, um das Recht auf gleiches Entgelt bei gleicher oder 

gleichwertiger Arbeit (im Folgenden „Recht auf gleiches Entgelt“) nicht zu unterminieren.

s. auch Art. 6, 7, 8.

Einbeziehung von Stellenbewerbern
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Abs. 1: Auskunftsanspruch

- Worüber: Weiter Begriff des Entgelts nach Art. 3 Abs. 1 lit. a EntgTranspRL, also auch 

Sachleistungen wie Firmenwagen, nicht dagegen Urlaub, Homeoffice u.ä.

- Wann: Jedenfalls vor Abschluss des Arbeitsvertrages (Erwägungsgrund 32); nach Sinn und 

Zweck wohl vor Verhandlungen; s. auch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EntgTranspRL.

- Wie: keine Vorschriften, Textform genügt jedenfalls. Beachte aber Art. 8 EntgTranspRL zu 

Personen mit Behinderung.

- Raum für Verhandlungen daneben, s. u. 

Einbeziehung von Stellenbewerbern
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Abs. 2: Frageverbot

- Sinn: Vorteile für vorher schlechter Verdienende (Frauen) (?)

- Folge bei Verstoß: wohl „Recht zur Lüge“

- Und Indiz im Sinne von § 22 AGG.

Abs. 3: Stellenausschreibungen und Berufsbezeichnungen

➢ Ergibt sich bereits (teils mittelbar) aus dem AGG

➢ Unklar allerdings Begriff der Berufsbezeichnung (reicht m/w/d noch?)

➢ Auch im Bewerbungsverfahren geschlechtsneutrale Sprache?

Einbeziehung von Stellenbewerbern
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Artikel 6 EntgTranspRL: Transparenz bei der Festlegung des Entgelts; Entgeltpolitik

(1) Arbeitgeber stellen ihren Arbeitnehmern Informationen darüber, welche Kriterien für die Festlegung 

ihres Entgelts, ihrer Entgelthöhen und ihrer Entgeltentwicklung verwendet werden, in leicht zugänglicher 

Weise zur Verfügung. Diese Kriterien müssen objektiv und geschlechtsneutral sein.

(2) Die Mitgliedstaaten können Arbeitgeber mit weniger als 50 Arbeitnehmern […] ausnehmen.

s. auch Artikel 4 EntgTranspRL zu gleicher und gleichwertiger Arbeit, insb. Abs. 4

Entgeltstrukturen sind so beschaffen, dass anhand objektiver, geschlechtsneutraler und mit den 

Arbeitnehmervertretern vereinbarter Kriterien, sofern es solche Vertreter gibt, beurteilt werden kann, ob 

sich die Arbeitnehmer im Hinblick auf den Wert der Arbeit in einer vergleichbaren Situation befinden. 

Diese Kriterien dürfen weder in unmittelbarem noch in mittelbarem Zusammenhang mit dem Geschlecht 

der Arbeitnehmer stehen. Sie umfassen Kompetenzen, Belastungen, Verantwortung und 

Arbeitsbedingungen und gegebenenfalls etwaige weitere Faktoren, die für den konkreten Arbeitsplatz 

oder die konkrete Position relevant sind. Sie werden auf objektive, geschlechtsneutrale Weise angewandt, 

wobei jede unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ausgeschlossen wird. 

Insbesondere dürfen relevante soziale Kompetenzen dabei nicht unterbewertet werden.

Kriterien für Entgelt
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

„Objektive und geschlechtsneutrale“ Kriterien für Entgelt:

➢ Bisherige Grenze: 200 AN.

➢ Anforderungen gehen auch inhaltlich über geltendes Recht hinaus.

➢ Zeitpunkt: Wohl erst nach Vertragsschluss, was „anchoring effect“ verstärkt.

➢ Anhaltspunkt: Art. 4 Abs. 4 EntgTranspRL, Erwägungsgrund 26.

➢ Verstoß gegen Art. 6 EntgTranspRL führt zur Verlagerung der Darlehens- und Beweislast auf AG.

Kriterien für Entgelt
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Was kann bei Verhandlungen berücksichtigt werden? 

❖  gem. Art. 4 Abs. 4 EntgTranspRL „ Kompetenzen, Belastungen, Verantwortung und 

Arbeitsbedingungen und gegebenenfalls etwaige weitere Faktoren, die für den konkreten Arbeitsplatz 

oder die konkrete Position relevant sind.“

❖ Lage am Arbeitsmarkt, d. h. Knappheit von Bewerbern; muss allerdings konkret belegt werden.

❖ Verhandlungsgeschick? Eigentlich ja, soweit für Arbeitsplatz von Bedeutung, aber BAG.

❖ Bessere Alternativangebote? Sehr fraglich.

Bei Abweichung vom nach Art. 5 EntgTranspRL Gründe dokumentieren – Gefahr der Beweislastumkehr!

Kriterien für Entgelt
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Entgelttransparenzrichtlinie – Auskunftsansprüche

Artikel 7 EntgTranspRL

Auskunftsrecht

(1) Arbeitnehmer haben das Recht, gemäß den Absätzen 2 und 4 Auskünfte über ihre individuelle Entgelthöhe und über die durchschnittlichen Entgelthöhen 

zu verlangen und in schriftlicher Form zu erhalten, aufgeschlüsselt nach Geschlecht und für die Gruppen von Arbeitnehmern, die gleiche Arbeit wie sie oder 

gleichwertige Arbeit verrichten.

(2) Arbeitnehmer haben die Möglichkeit, Auskünfte nach Absatz 1 über ihre Arbeitnehmervertreter im Einklang mit nationalen Rechtsvorschriften und/oder 

Gepflogenheiten zu verlangen und zu erhalten. Sie haben zudem die Möglichkeit, die Informationen über eine Gleichbehandlungsstelle anzufordern und zu 

erhalten. Sind die erhaltenen Informationen unzutreffend oder unvollständig, so haben Arbeitnehmer das Recht, persönlich oder über ihre Arbeitnehmervertreter 

zusätzliche und angemessene Klarstellungen und Einzelheiten zu den bereitgestellten Daten zu verlangen und eine begründete Antwort zu erhalten.

(3) Arbeitgeber informieren alle Arbeitnehmer jährlich über ihr Recht, die Auskünfte nach Absatz 1 zu erhalten, und über die Schritte, die der Arbeitnehmer 

unternehmen muss, um dieses Recht wahrzunehmen.

(4) Arbeitgeber stellen die Auskünfte nach Absatz 1 innerhalb einer angemessenen Frist und auf jeden Fall innerhalb von zwei Monaten ab dem Tag, an dem 

der Antrag gestellt wird, zur Verfügung.

(5) Arbeitnehmer dürfen nicht daran gehindert werden, ihr Entgelt offenzulegen, um den Grundsatz des gleichen Entgelts durchzusetzen. Insbesondere 

ergreifen die Mitgliedstaaten Maßnahmen, um Vertragsbedingungen zu verbieten, durch die Arbeitnehmer davon abgehalten werden, Informationen über ihr 

Entgelt offenzulegen.

(6) Arbeitgeber können verlangen, dass Arbeitnehmer, die Informationen gemäß diesem Artikel erhalten haben, bei denen es sich nicht um Informationen 

betreffend ihr eigenes Entgelt oder ihre eigene Entgelthöhe handelt, diese Informationen nur zur Ausübung ihres Rechts auf gleiches Entgelt verwenden.

Auskunftsanspruch und Beweisrecht
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Entgelttransparenzrichtlinie – Auskunftsansprüche

Neuerungen gegenüber EntgTranspG:

- Keine AN-Grenze,

- Nicht nur eigenes Entgelt, sondern wohl über alle Entgeltkriterien (dt. Übersetzung missverständlich),

- Gerichtet auf Durchschnitt, nicht auf Median,

- Weiter Begriff von „gleich und gleichwertig“, Art. 19 EntgTranspRL (dazu gleich),

- Einbeziehung der Gleichbehandlungsstelle, allerdings nur in Abs. 2 Satz 2, nicht in Satz 3.

Folgen? 

➢ In der Logik der BAG-Rechtsprechung liegt es, eine entsprechende Indizwirkung gemäß § 22 AGG 

wie bei der Auskunft nach EntgTranspG anzunehmen. § 22 AGG genügt den Anforderungen von Art. 

18 RL, § 15 Abs. 5 EntgTranspG allerdings nicht.

Art. 7 EntgTranspRL: Auskunft und Beweisrecht
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Artikel 19 EntgTranspRL

Nachweis für gleiche oder gleichwertige Arbeit

(1) Bei der Bewertung, ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die gleiche oder gleichwertige Arbeit 

verrichten, ist die Bewertung, ob sich die Arbeitnehmer in einer vergleichbaren Situation befinden, nicht 

auf Situationen beschränkt, in denen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für denselben Arbeitgeber 

arbeiten, sondern wird auf eine einheitliche Quelle, die die Entgeltbedingungen festlegt, ausgeweitet. 

Eine einheitliche Quelle besteht, wenn diese alle für den Vergleich zwischen Arbeitnehmern relevanten 

Elemente des Entgelts festlegt.

(2) Die Bewertung, ob sich Arbeitnehmer in einer vergleichbaren Situation befinden, ist nicht auf 

Arbeitnehmer beschränkt, die zur gleichen Zeit wie der betreffende Arbeitnehmer beschäftigt sind.

(3) Wenn keine echte Vergleichsperson ermittelt werden kann, können andere Beweismittel zum 

Nachweis einer mutmaßlichen Entgeltdiskriminierung herangezogen werden, einschließlich Statistiken 

oder eines Vergleichs darüber, wie ein Arbeitnehmer in einer vergleichbaren Situation behandelt würde.

Weiter Begriff von gleicher und gleichwertiger Arbeit
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Entgelttransparenzrichtlinie - Auskunftsansprüche

Artikel 19 EntgTranspRL

Abs.1:

Vergleichbarkeit nicht auf (Vertrags-) Arbeitgeber beschränkt, sondern es genügt „einheitliche Quelle“, z. 

B. eine Konzernmuttergesellschaft

Abs. 2: 

Auch keine Beschränkung auf Arbeitnehmer, „die zur gleichen Zeit wie der betreffende Arbeitnehmer 

beschäftigt sind“. – Wie lange müssen Daten nun aufbewahrt werden?

Abs. 3:

Hilfsweise andere Beweismittel, insbesondere Statistikbeweis

S. zu den Kriterien Art. 4 Abs. 4 EntgTranspRL, Erwägungsgrund 26; gleiche Begriffe in Art. 157 AEUV. 

Auch Vergleich von „Frauenarbeit“ und „Männerarbeit“ (jeweils quantitativ gesehen). 

Weiter Begriff von gleicher und gleichwertiger Arbeit
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Entgelttransparenzrichtlinie: Entgeltsysteme und Durchsetzung

Berichtspflicht für Arbeitgeber bereits ab 100 Arbeitnehmern nach Art. 9 EntgTranspRL; insb. auf das 

geschlechtsspezifische Entgeltgefälle gerichtet. Unter den Voraussetzungen von Art. 10 EntgTranspRL 

kann sich daraus eine Pflicht zur gemeinsamen Entgeltbewertung mit Arbeitnehmervertretern ergeben.

• Grenze bisher 500 AN.

• Umfang wesentlich größer, s. Art. 9 Abs. 1 EntgTranspRL mit komplexen Berechnungsgrundlagen, die 

bei Buchst. a) und b) auf Durchschnitt gerichtet sind, bei c) und d) auf Median.

• Gemeinsame Entgeltbewertung war bisher freiwillig; Inhalt und Voraussetzungen der Pflicht Art. 10 

Abs. 2 EntgTranspRL. Problematisch hier vor allem „nicht gerechtfertigt“ in Satz 1.

• Wo es bisher noch keine Arbeitnehmervertretung zur Entgeltbewertung gibt, ist eine solche zu 

errichten.

Berichtspflicht und gemeinsame Entgeltbewertung
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Entgelttransparenzrichtlinie: Entgeltsysteme und Durchsetzung

Regelungen in Art. 14–26 EntgTranspRL sollen für eine bessere rechtliche Durchsetzbarkeit des 

Entgeltgleichheitsgrundsatzes sorgen:

• Beweislast, Viktimisierung und Schadensersatz entsprechen den bisherigen Regelungen des AGG, 

allerdings ohne Deckelung bei Nichteinstellung.

• Neu: Regelungen zur Beteiligung von Verbänden und ähnlichen Interessenträgern an Verwaltungs- 

oder Gerichtsverfahren und zu Abhilfemaßnahmen von Behörden und Gerichten (insb. Art. 15, 17 

EntgTranspRL).

Rechtliche Durchsetzbarkeit des Entgeltgleichheitsgrundsatzes
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Entgelttransparenzrichtlinie: Entgeltsysteme und Durchsetzung

• Horizontale, die Mitgliedstaaten zu organisatorischen Maßnahmen verpflichtende Bestimmungen im 

vierten Kapitel. (Art. 27–37 EntgTranspRL). 

• Insbesondere sog. Überwachungsstelle nach Art. 29 Abs. 2 EntgTranspRL.

Horizontale Bestimmungen
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Wirkung bei nicht fristgerechter Umsetzung

• Im öffentlichen Dienst gelten die Vorgaben seit dem 7. Juni.2026 unmittelbar und sind anzuwenden – 

nach dem europarechtlichen Arbeitnehmerbegriff grundsätzlich auch für Beamte.

➢ Im öffentlichen Dienst also schon jetzt Auskunftsrecht u.a. nach dem eigenen Entgelt, den Kriterien der 

Entgeltfindung und den Vergütungen von Vergleichsgruppen haben. Es gilt grundsätzlich eine Frist von 

zwei Monaten für die Antwort des Arbeitgebers.

•  Bei Rechtsfragen, die private Arbeitgeber betreffen, müssen Arbeitsgerichte das bisherige 

EntgTranspG richtlinienkonform auslegen, also dem Ziel der Richtlinie möglichst nahe kommen.

• In Privatunternehmen aber noch keine unmittelbare Geltung, insbesondere noch kein direktes und 

umfassendes Auskunftsrecht der Beschäftigten.

• Theoretisch Staatshaftung wegen des Versäumnisses der Bundesregierung wegen nicht fristgerechter 

Verabschiedung eines Gesetzes.

Oder: was jetzt schon gilt
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Was tun? 

➢ für beide Seiten

➢ Und möglichst auch alle Geschlechter…

Gestaltungsmöglichkeiten, Gefahren und Chancen
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Gestaltungsmöglichkeiten, Gefahren und Chancen

Nennung von Entgelt oder –spanne soll Informationsasymmetrie verhindern:

➢ Es entsteht Ankereffekt (anchoring effect), der

− Verhindern soll, dass sich Arbeitnehmerinnen „unter Wert verkaufen“,

− Aber auch zugunsten des Arbeitgebers wirkt, indem er als Grenze für Verhandlungen empfunden wird 

und vom Arbeitgeber als „gesetzliche Grenze“ suggeriert werden kann.

➢ Da Kriterien gemäß Art. 6 EntgTranspRL erst nach Abschluss des Arbeitsvertrages genannt werden, 

können Bewerber in der Verhandlung mit ihnen überraschend konfrontiert werden.

Auskunft bei Vertragsverhandlungen
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Gestaltungsmöglichkeiten, Gefahren und Chancen

- Mitbestimmungstatbestand § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG regelmäßig erfüllt; bei Datensammlung auch 

Nr. 6

- Unklare Begriffe vor allem der gleichwertigen Arbeit.

- Was ist, wenn einzelne Beschäftige nach der neuen Entgeltordnung mehr verdienen, als ihnen 

zusteht? (dazu v. Steinau-Steinrück/Kurth NJW Spezial, 2024, 114):

➢ Reduzierung wegen Besitzstandsschutz kaum möglich,

➢ Wohl aber u. U. Ausnahme von Entgelterhöhung.

Entgeltgestaltung insgesamt

10.06.202636 Prof. Dr. Martina Benecke  I  Universität Augsburg



Fazit

• Im besten Fall führen Rechtsprechung und Richtlinie zu transparenteren Entgeltsystemen.

• Zumindest an „unbereinigtem“ Gender Pay Gap wird alles wenig ändern.

• Gleichheit im Wege der Ergebnisgleichheit wird mit erheblichen Einbußen an Gestaltungsfreiheit 

erkauft. 

• An Defiziten beim Frauenbild wird richterlicher und gesetzgeberischer Paternalismus wenig ändern, im 

Gegenteil. 

und Prognose:
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Das Dritte Geschlecht im Arbeitsrecht

• AGG selbst – hier wohl auszulegen nach § 1 

AGG „sexuelle Identität“

• BetrVG, insbesondere § 15 BetrVG 

(Geschlechterquoten bei Betriebsratswahl)

• Entsprechende Sollvorschrift in § 4 II SprAuG

• § 7 III MitbestG – unproblematisch als 

Mindestquote 

• Und natürlich das EntgTranspG – 

Vergleichsgruppe??

Gut gemeinte Gesetze mit binärem Geschlechtsbild
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Das Dritte Geschlecht im Arbeitsrecht

Formulierung der Ausschreibung:

BAG 23.11.2023 – 8 AZR 164/22, NJW 2024, 691

Rn. 28: „Aus der Verwendung des Gendersterns bei der Stellenausschreibung („Fallmanager*innen“) 

kann nicht geschlossen werden, dass nicht eingestellte zweigeschlechtliche Menschen im 

Auswahlverfahren wegen ihres Geschlechts benachteiligt wurden.“

Rn. 31 (Auszug): „Durch die Verwendung des Gendersterns als symbolhaftes Sonderzeichen wird 

typischerweise mitgeteilt, dass sich die Ausschreibung an jede die Anforderungen erfüllende Person 

richtet und das Geschlecht – gleich welches – bei der Auswahlentscheidung keine Rolle spielen wird.“

So die ganz hM: Gegenmeinung. Körlings NZA 2018, 282 (283)

Umgang mit  dem dritten Geschlecht im Bewerbungsverfahren und § 22 AGG
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Das Dritte Geschlecht im Arbeitsrecht

Anrede:

BVerfG Nichtannahmebeschluss vom 21.03.2023 – 1 BvR 2294/22, BeckRS 2023, 7881

Rn. 4: „1. Die beschwerdeführende Person rügt eine Verletzung in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht 

aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG, weil sie in der Ladung des Landessozialgerichts 

Hamburg zur mündlichen Verhandlung vom 21. November 2022 und im Beschluss dieses Gerichts vom 

30. November 2022 nicht als „Herm“ oder „Hermaphrodit“ angesprochen wurde. Den vorgelegten 

Unterlagen kann jedoch nicht entnommen werden, dass sie zuvor gegenüber dem Gericht ausdrücklich 

den Wunsch geäußert hatte, im gerichtlichen Verfahren gerade in dieser Weise angesprochen zu 

werden.“

Umgang mit  dem dritten Geschlecht im Bewerbungsverfahren und § 22 AGG?
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Das Dritte Geschlecht im Arbeitsrecht

Anrede:

OVG Schleswig Beschl. v. 28.11.2024 – 2 O 3/24, NVwZ 2025, 357:

Rn. 11: „Auch die von der klageführenden Person eingewandte Verwehrung der Anrede „Herm.“ als 

positiv geschlechtliche Anrede für Hermaphroditen während des Bewerbungsverfahrens stellt kein Indiz 

für eine Benachteiligung wegen des Geschlechts dar (vgl. BAG NJW 2024, 691 Rn. 33).[…] Nichts desto 

trotz erscheint dem Senat der Wunsch nach einer angemessenen, nicht binären und dennoch 

geschlechtspositiven Anrede nachvollziehbar […] und schlicht ein Gebot der Höflichkeit.“

Rn. 12: „Es stellt auch kein Indiz für eine Benachteiligung aufgrund des Geschlechts dar, dass der Bekl. 

in seinem Online-Bewerbungsformular lediglich die Anreden „Herr/Frau“ zur Verfügung gestellt hat. 

Bewerbungen mussten nach der Ausschreibung nicht zwingend über das Online-Verfahren eingereicht 

werden […].“

Rn. 13 ff: Im Übrigen wäre auch Gegenbeweis nach § 22 AGG gelungen, da Voraussetzung für die 

Besetzung der Stelle laut Ausschreibung die Befähigung zum Richteramt war; die klagende Person aber 

nur über einen Magisterabschluss verfügte. Hier: keine gesetzliche Anforderung nötig, BAG 14.6.2023 – 8 

AZR 136/22m NZS 2023, 1248 sieht das anders

Umgang mit  dem dritten Geschlecht im Bewerbungsverfahren und § 22 AGG?
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Was tun?

• BVerfG wie bisherige Entscheidungen nur zu 

intergeschlechtlich Geborenen.

• Bei Quoten, Vergleichsgruppen u. ä. ist drittes 

Geschlecht auch gesetzlich nicht vorgesehen. 

Ggf. ergänzende Auslegung?

• Praktische Bedeutung bisher nur im 

Bewerbungsverfahren:

• Hier im Zweifel gewünschte Anrede verwenden 

(„Höflichkeit“).

Fast 10 Jahre nach BVerfG 10. 10. 2017 – 1 BvR 2019/16 ist wenig geklärt
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